
„Das einzige Füllhorn, was ich
habe, ist eines, wo schon 100 Pro-
bleme drin sind und in das ihr
sicher noch weitere hineinpacken
werdet", meinte Prof. Dr. Dr.
Hansjoachim Hahn, 1. Sekretär der
SED-Bezirksleitung, als er in der
Gerätemontage ' des Dresdner
Transformatoren- und Röntgen-
werkes inmitten der Arbeiter
stand, die von ihm wissen woll-
ten, wie er die Aufgaben angehe,
die er in seiner neuen Funktion
zu lösen habe. Der Mann, der
selbst viele Jahre in diesem Be-
trieb Werkdirektor war, bevor er
als Generaldirektor in das Kombi-
nat Elektromaschinenbau berufen
wurde, mußte nicht überlegen.
„Das Fundament sind und bleiben
die Betriebe", sagte Genosse Hahn.
„Denn, wenn die Betriebe nichts
bringen, kann auch die Gesell-
schaft nichts erreichen."

Dazu gab es keinen Wider-
spruch in der Runde. Aber die
Forderung: Ursachen von Schlam-
perei in der Wirtschaft jnit aller
Konsequenz aufdecken und von
Grund auf ausräumen. Denn, so
meinten alle, die bisherigen star-
ren Strukturen hemmen jeden
Fortschritt. In der guten Absicht,
schnell vieles zu verändern, dür-
fen nicht neue Fehler unterlau-
fen. In der großen Diskussions-
runde gab es dazu nicht nur War-
nungen, sondern auch leider be-
reits Beispiele. JVIeister Wolfgang
Dietrich nannte dabei den Vor-
schlag, Sonderschichten in der

Gemeinsamer Standpunkt von
11 Berliner Grundorganisationen

Für die Entwicklung der SED
zu einer sozialistischen Volks^
Partei setzen sich Genossen aus
11 Grundorganisationen, die sechs
verschiedenen Berliner Kreis-
organisationen angehören, in
einem gemeinsamen Positions-
papier ein. „Die Vorstellung einer
demokratischen kommunistischen
Massenpartei halten wir für eine
selbstzerstörerische Illusion",
heißt es in dem der Redaktion
übermittelten Papier. Die Erneue-
rung der SED sei mit der Aus-
grenzung vorhandener unter-
schiedlicher Sozialismusauffassun-
gen unvereinbar. Um eine zu-
künftige Zersplitterung der Lin-
ken zu vermeiden, sei eine breite
Basis für die Mitgliedschaft aller'
sozialistischen Kräfte herzustel-
len.

Zur Durchsetzung dieses Ziels
müßten in den jeweiligen Partei-
organisationen Mehrheiten ge-
wönnen werden, seien zudem
neue horizontale Strukturen zu
bilden. Gefordert wird, einem
neuen Parteiprogramm und Sta-
tut den Gedanken einer sozia-
listischen Volkspartei zugrunde
zu legen.

Als Grundwerte einer erneuer-
ten SED werden in dem Posi-'
tionspapier unter anderem for-
muliert: Gesellschaftliches Eigen-
tum an den grundlegenden Pro-
duktionsmitteln durch erlebbare
Verantwortung für den Produk-
tionsprozeß in einem Spektrum
unterschiedlicher Eigentumsfor-
men ; demokratische Selbstbe-
stimmung in Politik und Wirt-
schaft; Verbindung von Leistungs-
prinzip und sozialer Gerechtig-
keit sowie ökologischer Umbau
der Gesellschaft bei kontrollier-
tem qualitativem Wirtschafts-
wachstum.

Montage zu fahren. „Was soll das,
wenn die vorgelagerten Abteilun-
gen dafür überhaupt keinen lan-
gen Atem haben?" fragte er. Gu-
ter Wille dürfe gerade jetzt nicht
sinnlos verpulvert werden.

Die Genossen und die Partei-
losen, die am „Stehkonvent" in
der Röntgenanlagenmontage teil-
nahmen, begrüßten, daß ein Mann
wie Hansjoachim Hahn ,im Bezirk
Dresden zum Nachfolger von Hans
Modrow gewählt wurde. Vor-
schußlorbeeren verteilten sie
nicht. Schnell hatte sich herumge-
sprochenr daß für Professor Dr.
Hahn am Werktor ein unerwarte-
ter Stopp war. Die Schlagbaum-
mechanik hatte versagt. „Kein
vorbereiteter Gag", versicherten
die Arbeiter. „Unser Willkommen
war dir auch bei geschlossenem
Schlagbaum sicher, aber freie
Fahrt gibt es für die Partei nur
noch, wenn sie klare Antworten
auf die Fragen der Arbeiter hat."

Gleiche Arbeitermeinungen
waren auf dem Güterbahnhof
Dresden-Friedrichstadt, dem
größten Verkehrsknotenpunkt un-
serer Republik, zu hören. Wie
trotz erheblicher | Unterbesetzung
versucht wird, die Aufgaben zu
lösen, beeindruckt. Wenn es
trotzdem einen Rückstau von
mehr als 30 Güterzügen gibt, so
liegt das an der Streckenüberla-
stung in den Verkehrsräumen
Halle—Magdeburg und Berlin. In
den Gesprächen machten die
Eisenbahner unmißverständlich

deutlich: Ein neues Wirtschafts-
konzept für unser Land muß
auch die stärkere Entwicklung
der Eisenbahn, des gesamten
Transportwesens einschließen —
Aufgaben für übermorgen, die je-
doch heute zu bedenken sind.
Und die Aufgaben für heute und
morgen? Da sind sich die Rangie-
rer und Güterbodenarbeiter einig:
Die teilweise unzumutbaren Ar-
beitsbedingungen auf dem Ge-
lände des größten Verschiebe-
bahnhofes unserer Republik müs-
sen schnell überwunden werden.
Die Eisenbahner wollen an tragfä-
higen Konzeptionen mitarbeiten,
erwarten von den neuen Leitungs-
mannschaften „oben und unten"
keine Wunder, aber erkennbare
Schritte nach vorn. Auch da gibt
es absolute Übereinstimmung mit
Genossen Hahn. „Die Partei wird
nicht mehr in Regierungsverant-
wortung hineirfregieren, für spür-
bare Veränderungen im eigenen
Arbeits- und Verantwortungsbe-
reich einzutreten und dabei mit
dem eigenen Beispiel voranzuge-
hen — „das ist die politische Auf-
gabe der Stunde", sagte der 1. Se-
kretär der Bezirksleitung.

Am Montagabend wurde er
von der Grundorganisation Sek-
tion sozialistische Betriebswirt-
schaft der Kreisdelegiertenkonfe-
renz der Technischen Universität
zur Wahl als Delegierter zum
außerordentlichen Parteitag vor-
geschlagen.

Schon zum zweitenmal in die-
sem Monat treffen sich die Ge-
nossen der LPG Tierproduktion
„Roter Stern" Rückersdorf zur
Mitgliederversammlung. Der
Grund — zwei Delegierte zur
Kreisdelegiertenkonferenz Gera-
Land am Wochenende waren zu
wählen. Um die Personalfragen
ging es erst ganz am Schluß.
Sachthemen bestimmten den
Abend. Sabine Platzer, Futteröko-
nomin und Gemeindevertreterin,
sah die Ursache so: „Wir haben
hier viel geschafft, in der Genos-
senschaft und im Ort. Wir haben
eine Parteisekretärin, die ein ech-
ter. Seelsorger picht nur für die
tfeftosseif! ist^iti'liinserer Grund-
organisation lohnt es sich eben,
weiterzumachen."

Die Ideen und Vorschläge krei-
sten vor allem darum, wie die
Partei wieder Kraft und neues
Vertrauen gewinnen kann. „Durch
ehrliche Antworten, vor allem
aber gute Arbeit", stellte Partei-
sekretärin Eva Respondek ihren
Standpunkt klar. „So helfen wir
gleichzeitig mit, daß der Plan
aufgeht. Denn wir können über
Erneuerung reden, wie wir wollen,
ohne gesicherte Ernährung für
alle wird nichts daraus", meinte sie.

Gedanken, die Zustimmung
fanden, so auch von Lehrausbil-
der Jürgen Hammer. „Wir wollen
den Sozialismus attraktiver ma-
chen, überlegt und der Reihe
nach." Und er fügte eine Reihe
konkreter Vorschläge für Verän-
derungen im Lohnsystem und zur
Durchsetzung des Leistungsprin-
zips an. Überhaupt, so bestätigten
ihm weitere Genossen, müssen
die Arbeitsbedingungen der Tier-
pfleger spürbar verbessert wer-

Sehr geehrter Herr Becker!
, Vor einigen Jahren hätte ich
noch Genosse und Du gesagt.
Aber ich wurde 1980 aus der Par-
tei ausgeschlossen, weil ich mit
ihrer Agrarpolitik nicht überein-
stimmte. Doch lassen wir das Per-
sönliche.

Am 16. November begegneten
wir uns zum erstenmal in einer
Einwohnerversammlung in Börln.
Manches, was Sie dort als soeben
gewählter 1. Sekretär der SED-
Kreisleitung sagten, hat mir gut
gefallen. Auch, daß man bei allem
Zorn über die Selbstherrlichkeit
der SED, über Vetternwirtschaft
und Korruption nicht eine Stunde
vergessen darf, was an Positivem
erreicht, erarbeitet wurde. Die
meisten Menschen in unserem
Volk, und auch die meisten der
über zwei Millionen Mitglieder
der SED haben nämlich ehrlich
und fleißig gearbeitet.

Ich kann mir nicht vorstellen,
daß jemand im Ernst das Glas-
seidenwerk privatisieren und den
Boden wieder dem Gutsbesitzer
geben möchte und daß die Aus-
beutung des Menschen wieder
zum Antrieb aller Dinge wird.
Nur müssen wir besser mit all
dem umgehen, was wir besitzen
und was wir uns geschaffen ha-
ben. Unsere Republik muß schön-
g e a r b e i t e t werden und nicht
schön g e f ä r b t , schön g e -
w i r t s c h a f t e t und nicht schön-
g e r e c h n e t werden.

Ich bin optimistisch, daß wir
das schaffen, wenn wir die Leh-
ren aus all dem Schlimmen zie-
hen, was hinter uns liegt. Wenn
wir die verhängnisvollen Spuren
beseitigen, die der Möchtegern-
Marx Günter Mittag und seine

Helfershelfer hinterlassen haben.
Ein gutes Stück sind wir schon
vorangekommen. Ein enormes
Stück in so kurzer Zeit.

Das Volk der DDR hat sich
selbst entdeckt! Das ist für mich
das größte Ereignis in der Ge-
schichte der Deutschen. In unse-
rem Kreis Oschatz stellt sich das
zum Beispiel so dar: Am 3. Okto-
ber schrieb die Lokalseite der
„Leipziger Volkszeitung" noch,
daß die FDJ die Kampfreserve der
Partei war, ist und bleibt. Diese
absurde Phrase, wonach z. B. die
jungen Christen in der Jugendor-
ganisation die Kampfreserve der
Marxisten seien. Am 15. Novem-
ber schrieb Superintendent Dr.
Kupke am gleichen Platz: „Was
sich in unserem Lande ereignet,
ist atemberaubend und einma-
l ig. . . " Atemberaubend und
sicherlich nicht einmalig ist, daß
sich ein Geistlicher frei und, wie
ich annehme, ungekürzt in der
SED-Zeitung äußert.

Alle Achtung!
Ich verspüre keine Freude dar-

über, daß ich damals recht hatte.
Ich freue mich nur, daß mir nie-
mand mangelnde Zivilcourage
vorwerfen kann.

Aber mithelfen werde ich, an
der Seite der ehrlichen Genossen
der SED, der Mitglieder der an-
deren Parteien, der Christen, des
Neuen Forums und all der ande-
ren, die eine gute sozialistische
Deutsche Demokratische Repu-
blik wollen.

Johannes Dohler,
Ehemaliges Mitglied des
Zentralkomitees der SED,

ehemaliger Vorsitzender der
LPG Dahlen, Invalidenrentner

den. Alle Vergütungsfragen, so
forderten die Genossen, sollten
nicht am Grünen Tisch, sondern
in der Diskussion mit den Ge-
nossenschaftsmitgliedern geklärt
werden. Lieber noch bis März be-
raten und rückwirkend berech-
nen.

LPG-Vorsitzender Herbert
Heilscher berichtete, daß trotz
großer Skepsis die Pläne bei
Fleisch und Milch erfüllt und das
Nettoprodukt überboten werden.
Zugunsten der eigenen Ökonomie
wünschte sich der erfahrene Vor-
sitzende künftig besser durchge-
rechnete' Entscheidungen. Der
ausgezeichnete Gesundheitszu-
stand der. Viehbestände erlaubt
beispielsweise wesentlich lukra-
tivere Zuchtviehexporte statt Ge-
frierfleischverkäufe.

Auch die Pflanzenproduzenten
unterstützen solche Überlegungen,
wie Helmut Lippold erklärte, der
als Gast dabei war.

Viele Lösungen seien möglich,
bestätigte auch Helmut Semmel-
mann, Sekretär des ZK der SED.
„Weil es unsere Partei mit ihrer
Forderung nach größerer Eigen-
ständigkeit und genossenschaft-
licher Demokratie ernst meint,
gilt das natürlich auch für die
Suche nach neuen Formen der
Kooperation. Wir haben genü-
gend solide ausgebildete Fach-
leute an der Basis, die das sach-
kundig entscheiden können: Mit
Strukturdiskussionen können wir
die Menschen nicht ernähren."

Bleibt die Entscheidung der
„Personalfrage" nachzutragen.
Mit großer Mehrheit wurden Eva
Respondek und Helmut Semmel-
mann als Delegierte gewählt.

Günter N e u m a n n

Gerade von einer Leistungs-
schau des Kombinates Robotron
aus Hamburg zurückgekehrt, war
Fritz Jank überrascht, daß er mit
fast Zweidrittelmehrheit als Par-
teitagsdelegierter gewählt wurde.
„In einer Zeit, da die Leitungen
insgesamt in der Kritik stehen
und häufig der Ruf nach Abberu-
fung laut wird, ist das schon ein
gutes Gefühl." Er wolle dieses
große Vertrauen rechtfertigen,
indem er als Delegierter sein Be-
stes gibt, damit sich die Partei
rasch umgestaltet und neu findet.
„Das ist wichtig, weil* es für den

Fritz jank ist 60 Jahre alt und seit
fünf Jahren Betriebsdirektor des
VEB Robotron Optima Büromaschi-
nenwerk Erfurt Er erlernte den Be-
ruf eines Schlossers, qualifizierte
sich zum Diplomingenieur. Seit drei
Jahrzehnten gehört er der SED an

Sozialismus keine Alternative in
der gesellschaftlichen Entwicklung
der DDR geben kann", betont der
erfahrene Leiter. „Von dieser
Grundhaltung kann man mich
nicht abbringen, auch wenn die
Partei durch die Auswüchse des
Personenkults in eine schwierige
Lage geraten ist."

Man spürt, daß es Genossen
Jank aber vor allem um die Weg-
strecke geht, die vor uns liegt.

Trotz der angespannten Lage
haben die Büromaschinenwerker
im Oktober die höchste Leistung
erreicht, die der Betrieb in den
letzten Jahren vollbracht hat.
Fritz Jank lenkt aber sofort den
Blick auf das, was noch zu tun
ist. Die Robotron-Exposition in
der BRD habe bewiesen, daß es
für elektronische Kleinschreibma-
schinen und Hochleistungsplotter
aus Erfurt "einen großen Markt
gibt. Dafür sei ein weitaus höhe-
res Produktivitätsniveau nötig.
Man müsse schnell handeln. Er
halte Maßnahmen der Umvertei-
lung von Arbeitskräften in die
produktiven Bereiche bei gleich-
zeitiger Verbesserung der Organi-
sation und der Arbeits- und Le-
bensbedingungen für unumgäng-
lich. Auch dafür erhoffe er wich-
tige Parteitagsentscheidungen.

Klaus B l i e d t n e r

Licht am Ende des Tunnels?
Die SED für ein modernes
Sozialismuskonzept
mit Prof. Rolf Reißig (SED),
Prof. Erich Hahn (SED) und
Dr. Thomas Klein (Vereinig-
te Linke)
Ort: Haus des ZK,
Eingang Oberwasserstraße

Die Bestimmungen dieses Ge-
setzes gelten für Privatreisen von
Bürgern der Deutschen Demokra-
tischen Republik in das Ausland.

Jeder Bürger der Deutschen
Demokratischen Republik hat
das Recht, jederzeit in das Aus-
land zu reisen und zu diesem
Zweck einen Reisepaß der Deut-
schen Demokratischen Republik
zu erhalten. Er hat das Recht,
jederzeit in die Deutsche Demo-
kratische Republik einzureisen.

(1) Minderjährige bis zur Voll-
endung des 14. Lebensjahres
(Kinder) können nur in Beglei-
tung von Erziehungsberechtigten
oder eines von ihnen Beauftrag-
ten in das Ausland reisen.

(2) Kinder und Jugendliche
bis zum vollendeten 18. Lebens-
jahr können in den Reisepaß von
Erziehungsberechtigten eingetra-
gen werden.

(3) Jugendliche zwischen dem
vollendeten 14. und 18. Lebens-
jahr können einen Reisepaß auf
Antrag der Erziehungsberechtig-
ten erhalten. Für Reisen von Kin-
dern in Begleitung von Beauf-
tragten wird auf Antrag der Er-
ziehungsberechtigten ein Kinder-
ausweis ausgestellt.

(1) Der Reisepaß hat eine Gül-
tigkeitsdauer von 10 Jahren. Sie
ist auf Antrag des Bürgers zu
verlängern.

(2) Auf Antrag ist dem Bür-
ger ein Reisepaß mit einer kür-
zeren Gültigkeitsdauer auszustel-
len.

(3) Für die Ausstellung eines
Reisepasses, die Verlängerung
der Gültigkeitsdauer und für die
Neuausstellung nach Verlust
werden Gebühren entsprechend
den Rechtsvorschriften erhoben.

Die für Privatreisen erforder-
lichem Einreise» - und Transitvisa
anderer Staaten sind von den
Bürgern einzuholen.

(1) Die Ausstellung eines Reise-
passes ist bei der zuständigen
Dienststelle der Deutschen
Volkspolizei formgebunden zu be-
antragen.

(2) Der Reisepaß ist innerhalb
von drei Wochen — und in drin-
genden Fälle innerhalb von drei
Arbeitstagen — auszustellen.

Die Ausstellung eines Reise-
passes darf nur versagt werden,,
wenn gegen den betreffenden
Bürger wegen des Verdachts
einer vorsätzlich begangenen
Straftat ein Ermittlungsverfah-

Meins, deins, unseres. . . Die
drei Worte bilden nicht den An-
fang eines Zählreimes, sondern
mit ihnen begann am Montag-
abend eine ernsthafte Diskussion
zum Eigentum. (ND berichtete in
der gestrigen Ausgabe kurz über
dieses Podiumsgespräch im Haus
des Zentralkomitees.)

Bei allen gegenteiligen Auffas-
sungen, die zur Sprache kamen,
war man sich in einem Punkt
einig: Beim gesellschaftlichen
Eigentum an Produktionsmitteln
geht es ums „Eingemachte" der
sozialistischen Gesellschaft, um
ihre Grundlagen. Wen wundert's,
daß von diesem Standpunkt aus
viele Reformvorschläge wie die
Ausgabe von Aktien oder Ge-
winnzertifikaten, Bildung kleine-
rer Privatbetriebe und gemisch-
ter Gesellschaften auf ihre Be-
rechtigung und Verträglichkeit ab-
geklopft wurden. Mehrere Teil-
nehmer der Diskussion mahnten,
ein „Ausfransen" des gesellschaft-
lichen Eigentums nicht zuzulassen.

Trotz dieser Einwände bestand
Übereinstimmung darin, daß eine
Vielfalt von Eigentumsformen in
der DDR Zukunft haben muß. Die
unglückselige Gleichsetzung von
Volkseigentum mit Staatseigen-
tum habe in der Vergangenheit zu
einer totalen Überzentralisierung
geführt, erklärte Dr. Günter
Kusch. Die Entfremdung der
Werktätigen vom Volkseigentum
müsse überwunden werden. Sie
sollten sich tatsächlich als Besitzer
verstehen und entsprechend han-

deln. Ansonsten entstünde ein Zu-
stand, in dem wir ein Eigentum
haben, daß allen und niemandem
gehört.

Günter Kusch sowie Prof. Gott-
fried Tittel und Prof. Rudolf
Streich hatten zu Beginn des
Podiumsgesprächs Vorschläge un-
terbreitet, wie diese Entfrem-
dung beseitigt werden kann.
Einige der Vorschläge seien ge-
nannt. Ein erster Schritt ist die
radikale Einschränkung zentraler
Planauflagen für die Leistung
der Betriebe und Verteilung des
Produkts. Die Werktätigen brau-
chen Freiräume, damit sie mit den
von der Gesellschaft zur Nutzung
erhaltenen Fonds effektiv produ-
zieren können. Ein normatives
Verhältnis zwischen den erbrach-
ten Leistungen und den zur Ver-
fügung stehenden Lohnmitteln
würde den einzelnen stärker auf
das arbeitsteilig erzielte, gemein-
same Ergebnis orientieren.

Auch über eine direkte Beteili-
gung der Werktätigen am Gewinn
ihrer Betriebe wird nachgedacht.
Dafür kommen zwei Formen in
Betracht. Zum einen: Ohne Be-
teiligung am Eigentum des Be-
triebes; zum anderen: Beteiligung
der Betriebsangehörigen an der
erweiterten Reproduktion mit
eigenen finanziellen Mitteln. Wie
streitbar diese Vorschläge sind,
zeigte die Diskussion. Aktienge-
sellschaften stießen zum Teil auf
Widerspruch. Damit drohe mög-
licherweise ein Ausverkauf der

DDR-Wirtschaft. Dem wurde ent-
gegengehalten, daß durchaus Or-
ganisationsformen mittels Aktien
oder Gewinnzertifikaten denkbar
sind, ohne daß damit ein inter-
nationaler Handel getrieben wird.

Folgende Rechnung verdeut-
lichte, es hat etwas für sich, wenn
Bürger ihr Vermögen anlegen
können. Gegenwärtig gibt es in
der DDR 156 Milliarden Mark
Spareinlagen. Sie werden global
verzinst. Keiner der Sparer hat
Einfluß auf den effektiven Ein-
satz dieser Mittel. Würden die Be-
sitzer der Spareinlagen einen Teil
davon in einem, in ihrem Betrieb
anlegen, dann hätten sie auch di-
rektes • Interesse an einem größt-
möglichen Ergebnis des gesamten
Betriebes. Auch dazu meldeten
einige Sprecher aus dem Audito-
rium Bedenken - an. Durch das
mangelnde Vertrauen in die Sta-
bilität der Wirtschaft komme
diese Form der Beteiligung der-
zeit wohl nur schwer in Gang.

In der Debatte, die zum Teil
sehr akademischen Charakter
trug, wurde die Entscheidung von
1972 über die Umwandlung der
Betriebe mit staatlicher Beteili-
gung in Volkseigentum-stark an-
gezweifelt. Kleineren privaten
und halbstaatlichen Betrieben ge-
bühre ebenfalls in der DDR ein
Platz. Prof. Harry Nick verglich
die Kombinatswirtschaft mit
einem Wald, der lediglich aus ho-
hen Bäumen besteht. Zu einem
gesunden Wald gehöre aber auch
das Unterholz.

Klaus M o r g e n s t e r n

ren eingeleitet, ein Strafverfah-
ren noch nicht abgeschlossen oder
eine Strafe zu verwirklichen ist.

(1) Der Reisepaß kann einem
Bürger zeitweilig befristet entzo-
gen werden, wenn
a) Paßversagungsgründe nach § 7
vorliegen,
b) er ohne staatlichen Auftrag
oder ohne Genehmigung einer
entgeltlichen Tätigkeit im Aus-
land nachgeht und von daraus er-
zielten Einkommen teilweise oder
vollständig seinen Lebensunter-
halt in der DDR bestreitet oder
dieses Einkommen zu spekulati-
ven Zwecken oder zu anderen
rechtswidrigen Handlungen ver-
wendet,

c) er schwerwiegend gegen zoll-
oder devisenrechtliche Bestim-
mungen verstoßen hat.

(2) Die Dauer des Entzugs rich-
tet sich bei Buchst, a nach den
Erfordernissen der Maßnahmen
gemäß § 7. In den anderen Fällen
kann für eine konkret zu bestim-
mende Zeit, maximal für 2 Jahre,
entzogen werden.

Die Ausstellung eines Reisepas-
ses nach einer Paßversagung ge-
mäß § 7 und die Rückgabe nach
zeitweiligem Entzug gemäß
§ 8 erfolgt auf Antrag, wenn
die Frist für den Entzug abge-
laufen ist oder wenn die Gründe,
die zur Paßversagung oder zum
Entzug führten, nicht mehr vor-
liegen.

(1) Entscheidungen gemäß den
§§ 7 bis 9 trifft der Leiter Paß-
und Meldewesen des für die
Haupt- oder Nebenwohnung des
Bürgers zuständigen Volkspolizei-
Kreisamtes.

(2) Eine Entscheidung, die
Rechte des Bürgers einschränkt,
die in diesem Gesetz geregelt
sind, ist dem Bürger schriftlich
mitzuteilen sowie sachlich und
rechtlich zu begründen. Sie hat
eine Rechtsmittelbelehrung zu
enthalten.

(1) Gegen eine nach diesem Ge-
setz und den zu seiner Durchfüh-
rung erlassenen Rechtsvorschrif-
ten getroffene Entscheidung ist
das Rechtsmittel der Beschwerde
zulässig. Die Beschwerde hat
keine aufschiebende Wirkung.
' (2) Die Beschwerde ist schrift-
lich oder mündlich innerhalb
einer Frist von 2 Wochen nach
Zugang der Entscheidung bei der
Dienststelle einzulegen, in der die
Entscheidung getroffen wurde.

(3) Über die Beschwerde ist in-
nerhalb von einer Woche nach
ihrem Eingang zu entscheiden.
Wird der Beschwerde nicht statt-
gegeben, ist sie innerhalb dieser
Frist dem übergeordneten Leiter
Paß- und Meldewesen zur Ent-
scheidung zuzuleiten. Der Einrei-
cher der Beschwerde ist davon zu
informieren. Der übergeordnete
Leiter Paß- und Meldewesen hat
innerhalb einer weiteren Woche
abschließend zu entscheiden.

(4) Die Entscheidung über die
Beschwerde ist dem Einreicher

der Beschwerde schriftlich mitzu-
teilen sowie sachlich und recht-
lich zu begründen.

(1) Gegen eine Entscheidung
nach diesem Gesetz und den zu
seiner Durchführung erlassenen
Rechtsvorschriften kann der Be-
troffene, wenn seiner Beschwerde
nicht abgeholfen wurde, innerhalb
von 2 Wochen nach Zugang der
abschließenden Entscheidung An-
trag auf Nachprüfung durch das
Gericht stellen.

(2) Das Gericht kann in der Sa-
che selbst entscheiden.

(1) Wurde gemäß den §§ 7 oder
8 entschieden, einem Bürger den
Reisepaß zu versagen oder zeit-
weilig zu entziehen, haben die
Grenzkontrollorgane der Deut-
schen Demokratischen Republik
diesem Bürger eine Ausreise zu
versagen.

(2) Die Grenzkontrollorgane
sind befugt, die Ausreise vorläufig
zu versagen, wenn sie Tatsachen
feststellen, die einen zeitweiligen
Paßentzug rechtfertigen. Inner-
halb von 2 Wochen ist eine Ent-
scheidung gemäß § 8 herbeizufüh-
ren.

(1) Jeder Bürger der Deutschen
Demokratischen Republik hat das
Recht, Reisezahlungsmittel zu er-
werben.

(2) Die Volkskammer beschließt
jährlich über den Betrag an
Reisezahlungsmitteln, der für die
Bürger im Folgejahr bereitgestellt
wird.

Für Staatenlose mit ständigem
Wohnsitz in der Deutschen De-
mokratischen Republik gelten die
Bestimmung dieses Gesetzes ent-
sprechend.

Vorübergehend kann für Reisen
an Stelle des Reisepasses der,Per-
sonalausweis mit Visum oder
einer dem Visum /gleichgestellten
Berechtigung verwendet werden.

Die zur Durchführung dieses
Gesetzes erforderlichen Rechtsvor-
schriften erläßt der Ministerrat
der Deutschen Demokratischen
Republik.

(1) Dieses Gesetz tritt am
in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer
Kraft:
a) die Verordnung vom 30. No-
vember 1988 über Reisen von Bür-
gern der Deutschen Demokrati-
schen Republik nach dem Ausland
(GB1. I Nr. 25 S. 271),
b) die Erste Durchführungsbestim-
mung vom 14. März 1989 zur Ver-
ordnung über Reisen von Bürgern
der Deutschen Demokratischen
Republik nach dem Ausland
(GB1. I Nr. 8 S. 119).

Ein neuer Fall von Privilegien
und Amtsmißbrauch erregt im
Bezirk Neubrandenburg großes
Aufsehen und ruft tiefe Empö-
rung hervor. Die Tatsachen, die
die „Freie Erde" am Dienstag auf
ihrer Lokalseite Waren über das
„Anwesen" des ehemaligen Mini-
sterpräsidenten, Willi Stoph, ver-
öffentlichte, sind alles andere als
von lokaler Bedeutung. Sie schü-
ren neuen Unmut.

Der Bericht der „Freien Erde"
enthält im wesentlichen folgende
Fakten: Das Grundstück liegt in
den Wäldern um Speck, inmitten
des Naturschutzgebietes östlich
der Müritz. Nur einem engen
Personenkreis war es gestattet,
das Gebiet zu betreten. Ein beto-
nierter Weg (im Naturschutzge-
biet!) für die „Volvos", mit de-
nen sich Willi Stoph nebst Fami-
lie und Gästen in seine Wochen-
endresidenz fahren ließ, führt
kilometerweit durch Wald- und
Moorgebiete.

Das in gediegener Holzeinfas-
sung gehaltene große Haus steht
inmitten eines Parkes, der auch
noch einem größeren Bungalow
und einem Pavillon Platz bietet.
Obstplantagen, ein Gemüsegar-
ten, Gewächshäuser, Wirtschafts-
gebäude, Garagen, eine Schwimm-
halle und Kühlräume für Wild-
bret grenzen an. Die zurückgezo-
genen Gardinen einiger Fenster
geben den Blick frei auf einige
zurückgelassene Gegenstände.
Nach Angaben einiger Bedienste-
ter, zu denen drei Gärtner gehö-
ren, hätte der Besitzer seine

Lieblingsmöbel und andere Din-
ge bereits mit LKW abgeholt.

Auf Drängen läßt man uns ins
Haus mit seinen fünf Bädern, den
Armaturen, die fast ausnahmslos
aus westlicher Produktion stam-
men, den vielen Wohn- und
Schlafzimmern, den Küchen, dem
Videoraum und der Bar im Kel-
ler. Letztendlich öffnen sich uns
auch die restlichen Kellertüren.
Mehr als zehn sehr große Kühl-
schränke stehen dort, gefüllt
nicht nur mit Äpfeln und Fleisch,
sondern auch mit teuren Süß-
waren und anderen Köstlichkei-
ten — von A bis Z aus westlicher
Produktion. Hunderte Flaschen
feinster ausländischer Weine und
Spirituosen lagern neben leeren
Kartons, in denen Werkzeuge
und Computerzubehör aus der
BRD verpackt waren, und noch
nicht geöffneten Paketen. Insge-
samt macht das Haus einen Ein-
druck, als sei es panikartig ver-
lassen. Was war noch alles dort?
Die Hausmeister geben an, nichts
Genaueres zu wissen, schließlich
handele es sich doch um persön-
liches Eigentum. Offen bleibt für
uns die Frage, wer dieses Eigen-
tum finanzierte, was künftig da-
mit geschieht.

Diese Fakten unterstreichen er-
neut, daß es hohe Zeit ist, end-
lich gründlich reinen Tisch zu ma-
chen. Die kompetenten Genossen,
die die Untersuchung solcher
Fälle führen, sollten unsere Le-
ser lückenlos informieren. Wo der
Verdacht auf Verletzung der Ge-
setze vorliegt, muß sich die
Staatsanwaltschaft der Dinge an-
nehmen. (ND)

SED - sozialistische
Volkspartei?

Strukturdebatten allein
machen niemanden satt

Aus einem offenen Brief von Johannes Döhler an den
1. Sekretär der Kreisleitung Oschatz der SED

Keine Freude darüber,
daß ich damals recht hatte

Ein großer Markt
für uns — wir
müssen handeln
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